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Unwiderruflichen Schaden 
abwenden
Der von Russland begonnene Krieg erschüttert uns zutiefst. Unermess­
liches menschliches Leid wird durch Russland mit seinem Angriffskrieg 
in die Ukraine und nach Europa getragen. In dieser Situation müssen 
wir alle eng zusammenstehen: Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. 

Die chemisch-pharmazeutische Industrie unterstützt die klare Haltung 
und die Sanktionen der Bundesregierung und der EU. Und wir unterstüt­
zen die Position, dass wir alles tun müssen, was hilft, diesen Krieg und das 
damit verbundene Leid zu beenden. Gleichwohl werden die wirtschaftlichen 
Auswirkungen des Kriegs immer deutlicher, auch in Deutschland: Unser Land 
steht vor der größten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg. 

Als chemisch-pharmazeutische Industrie leisten wir gemeinsam mit unseren  
530.000 Beschäftigten in rund 1.900 Unternehmen in vielfältiger Form aktive Hilfe.  
Ob Spenden, Produktlieferungen, Freistellungen und vieles mehr: Das Engagement  
ist wie überall im Land gewaltig. Unsere Hauptverantwortung sehen wir aber in der 
Stabilisierung der lebenswichtigen Produktionsnetzwerke. 

Was die Folgen eines kurzfristigen Endes des Gasbezugs aus Russland angeht, geht  
es nicht um eine Frage von Einschätzungen. Hierzu haben wir eine klare Faktenlage:  
Es droht ein katastrophaler Zusammenbruch unserer Produktionsnetzwerke. Alle 
Bewertungen, wonach nur ein moderater Einfluss auf die deutsche Wirtschaft und  
die Gesamtgesellschaft zu erwarten sei, unterschätzen massiv die Sekundär- und  
Tertiäreffekte. Die chemisch-pharmazeutische Industrie ist die Basis fast aller Wert­
schöpfungsketten. Es geht also nicht um einige Wochen „Frieren für den Frieden“,  
sondern um eine massive Beschädigung der größten Stärke Deutschlands auch  
und gerade in internationalen Konflikten: unserer wirtschaftlichen Kraft.

Damit gilt für unsere Branche – bei aller ehrlichen emotionalen Betroffenheit –  
die rationale Abwägung, dass der positive Effekt eines Gasembargos nicht sicher ist,  
während der massive Schaden für die deutsche Industrie und damit für das Industrie­
land Deutschland sicher eintreten wird: Ein solches Embargo schadet leider uns mehr 
als Putin. Wir unterstützen deshalb die Bundesregierung in ihrer Position, auf ein  

einseitiges Gasembargo zu verzichten. 

Diese Zeitenwende erfordert kluges Handeln und eine schnelle 
Umsetzung. Nachfolgend finden Sie unsere industriepolitischen 
Vorschläge. Sprechen wir darüber.

Wolfgang Große Entrup
Hauptgeschäftsführer und Mitglied des VCI-Präsidiums
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Die Zeitenwende, die wir vor  
vier Wochen erlebt haben, macht 
schnelles und entschlossenes  
Handeln notwendig. Nur so sind die 
schwerwiegendsten Auswirkungen 
der Wirtschaftskrise abzufedern. 
Dazu schlagen wir ein Fünf-Punkte-
Sofortprogramm vor. 

	 Staatliche Belastungen  
auf Energie streichen  
Neben einem Verzicht 
auf ein Gasembargo 
zur Absicherung  
unserer Versorgung 
benötigen unsere  
Unternehmen bezahlbare 
Preise. Aus diesem Grund sollte die 
Bundesregierung kurzfristig sämtliche 
nationalen staatlichen Belastungen 
auf Energie aussetzen.

	 Maximales Tempo  
bei Genehmigungen 

Um zügig unabhängiger von 
russischen Energie- und 
Rohstofflieferungen zu 
werden, müssen die da­
für relevanten Projekte 
der Infrastruktur, Energie 

und Industrie unmittelbar 
gebaut werden. Dazu ist die ge­

plante Beschleunigung von Genehmi­
gungsverfahren schnellstens auf den 
Weg zu bringen. Aber auch das dauert 
zu lange, um die wichtigsten Investiti­
onsprojekte in der erforderlichen Kür­
ze umzusetzen. Ähnlich wie bei Tesla 
sollte deshalb unmittelbar und schon 
vor der endgültigen Genehmigung mit 
dem Bau von definierten Projekten 

begonnen werden können. Notwen
dige LNG-Terminals, Pipelines, Wind­
kraft- und Industrieanlagen dürfen 
nicht auf Stempel warten. Bei diesen 
fest definierten Projekten muss das  
finanzielle Risiko einer eventuellen 
Nichtgenehmigung nach Fertigstel­
lung vom Staat übernommen werden.

	 Landwirtschaftliche  
Erträge steigern  
In der Landwirtschaft müssen wegen 
dramatisch ausfallender Getreide
lieferungen der Ukraine und Russland 
alle Länder – auch Deutschland – dazu 
beitragen, eine globale Ernährungs­
krise zu vermeiden. Dazu gehört  
über die EU-Vorschläge  
hinaus jetzt die kurz
fristige aktive Unter­
stützung der Land­
wirtschaft und die 
maximale Flächennut­
zung für den Anbau von 
Nahrungsmitteln. Flächenstill
legungen müssen in der Krise aus­
gesetzt werden. Die Düngemittelpro­
duktion muss sichergestellt werden. 
Auch dazu ist der Zugang zu Gas not­
wendig. Außerdem müssen Landwirte 
kurzfristig beim Kauf von Düngemit­
teln unterstützt werden. 

	 Zukunftscheck  
bei Gesetzesinitiativen 

Alle Gesetzesinitiativen, die in 
dieser Extremsituation die 

Wirtschaft und insbeson­
dere den Mittelstand  
betreffen, müssen  
ergebnisoffen auf den  

Prüfstand. Initiativen,  
die Unternehmen vor allem  

im Mittelstand unterstützen und den 
Standort stärken, müssen höher prio­
risiert werden. Maßnahmen, die ange­
sichts einer drohenden Wirtschafts
krise von den Unternehmen nicht 
geschultert werden können, müssen 
einer dringenden Prüfung unterzogen 
werden und sind, wenn nötig, zu ver­
schieben oder ad acta zu legen. 

	 Verwerfungen der  
Industriestruktur verhindern  
Besonders der energie
intensive Mittelstand 
leidet unter den  
dramatisch gestiege­
nen Energiepreisen. 
Dieser gewaltige exo­
gene Schock führt schon 
jetzt für viele an sich kerngesunde 
mittelständische Unternehmen zu 
massiven Schwierigkeiten oder sogar 
zur Insolvenz. Eine Insolvenzwelle im 
Mittelstand würde zu einer massiven 
Veränderung und Schwächung der  
Industriestruktur führen. Diese oft  
seit Generationen familiengeführten 
Unternehmen werden nach dem Krieg 
nicht wieder zurückkehren. Ein dauer­
hafter Wohlstands- und Wachstums­
verlust wäre vorprogrammiert.  
Deshalb muss der Bund kurzfristig  
finanzielle Überbrückungshilfen zur 
Verfügung zu stellen, um einer dauer­
haften Schwächung der industriel- 
len Basis zu begegnen. Diese Über
brückungshilfen sollten an klare  
Kriterien, wie die Betroffenheit von 
den dramatisch gestiegenen Energie­
kosten, Ausfall von Lieferketten oder 
Betroffenheit von den Sanktionen,  
geknüpft werden.

Unser Fünf-Punkte-Sofortprogramm
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